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Bekanntmachung
Öffentliche Bekanntmachung über das Widerspruchsrecht von Betroffenen gegen dieWeitergabe ihrer Daten aus dem Melderegister nach dem Bundesmeldegesetz

1. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an das Bundesamt für das Personal-management der Bundeswehr
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 36 Absatz 2 Satz 1 BMG auf das Recht, der Datenübermittlungnach § 58c Absatz 1 des Soldatengesetzes widersprechen zu können. Dies gilt nur bei derAnmeldung von Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die das 18. Lebensjahr noch nichtvollendet haben.Nach § 58b des Soldatengesetzes können sich Frauen und Männer, die Deutsche im Sinne desGrundgesetzes sind, verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern sie hierfür tauglichsind. Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial übermitteln die Meldebehördendem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr aufgrund § 58c Absatz 1 desSoldatengesetzes jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscherStaatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden:1. Familienname,2. Vornamen,3. gegenwärtige Anschrift.Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei derMeldebehörde der alleinigen oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis zu seinemWiderruf.

2. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an eine öffentlich-rechtliche Religions-gesellschaft durch den Familienangehörigen eines Mitglieds dieser Religionsgesellschaft
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 BMG auf das Recht, der Datenübermittlungnach § 42 Absatz 2 BMG widersprechen zu können.Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Familienangehörige, dienicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, darf dieMeldebehörde gemäß § 42 Absatz 2 BMG von diesen Familienangehörigen folgende Datenübermitteln:1. Vor- und Familiennamen,2. Geburtsdatum und Geburtsort,3. Geschlecht,4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft,5. derzeitige Anschriften und letzte frühere Anschriften,6. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie7. Sterbedatum.
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Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert nicht die Übermittlung von Datenfür Zwecke des Steuererhebungsrechts an die jeweilige öffentlich-rechtliche Religions-gesellschaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfänger bei der Übermittlung mitgeteilt. DerWiderspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnungeinzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf.

3. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Parteien, Wählergruppen u.a. beiWahlen und Abstimmungen
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das Recht, der Datenübermittlung nach§ 50 Absatz 1 BMG an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen imZusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene zuwidersprechen.Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 1 BMG Parteien, Wählergruppen und anderenTrägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatli-cher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehendenMonaten Auskunft aus dem Melderegister über die in § 44 Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichnetenDaten von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung dasLebensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mit-geteilt werden. Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese nur für dieWerbung bei einer Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spätestens einen Monatnach der Wahl oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten.Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei derMeldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis zuseinem Widerruf.

4. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters- oder Ehejubiläenan Mandatsträger, Presse oder Rundfunk
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das Recht, der Datenübermittlung nach§ 50 Absatz 2 BMG zu widersprechen.Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft aus dem Melderegister über Alters-oder Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebehörde nach § 50 Absatz 2 BMG Auskunfterteilen über1. Familienname,2. Vornamen,3. Doktorgrad,4. Anschrift sowie5. Datum und Art des Jubiläums.Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab dem 100.Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Ehe-jubiläum.Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allenMeldebehörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er gilt bis zu seinemWiderruf.
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5. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Adressbuchverlage
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das Recht, der Datenübermittlung nach§ 50 Absatz 3 BMG an Adressbuchverlage widersprechen zu können.Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 3 BMG Adressbuchverlagen zu allen Einwohnern,die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft erteilen über1. Familienname,2. Vornamen,3. Doktorgrad und4. derzeitige Anschriften.Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenver-zeichnisse in Buchform) verwendet werden.Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allenMeldebehörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er gilt bis zu seinemWiderruf.
Deggendorf, 07.03.2022
gez.
Dr. Christian MoserOberbürgermeister
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Stadt Deggendorf
[Zutreffendes ankreuzen oder in Druckschrift ausfüllen]

BEKANNTMACHUNG
über die Eintragungsmöglichkeiten in Unterstützungslisten

für die Wahl des Landrats
am Sonntag, 15. Mai 2022

1. Falls Wahlvorschläge zusätzliche Unterstützungsunterschriften benötigen, können sich die Wahlberechtigten
☐ ab dem Tag der Einreichung 1) ☒ ab dem Tag nach der Einreichung 1) des Wahlvorschlags
jedoch spätestens bis Montag, den 04. April 2022 (41. Tag vor dem Wahltag), 12 Uhr,
mit Familienname, Vorname und Anschrift in eine Unterstützungsliste eintragen.

2. Es bestehen folgende Eintragungsmöglichkeiten:
Anschrift des Eintragungsraums Eintragungszeiten barrierefrei

ja nein
Stadt Deggendorf, Bürgeramt,Erdgeschoss, Zi.-Nrn. 022 und 023,Franz-Josef-Strauß-Str. 3,94469 Deggendorf

Montag bis Donnerstag:07:30 Uhr bis 16:30 Uhr
Freitag:07:30 Uhr bis 12:00 Uhr
Zusätzliche Öffnungszeiten:Donnerstag, 31.03.2022: 07:30 Uhr bis 20:00 UhrSamstag, 02.04.2022: 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

☒ ☐

3. Wenn mehrere Eintragungsräume eingerichtet sind, können sich die Wahlberechtigten in jedem Eintragungs-raum in der Stadt eintragen.
4. Die Unterschrift muss eigenhändig geleistet werden. Wer glaubhaft macht, wegen Krankheit oder körperlicherBehinderung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage zu sein, einen Eintragungsraumaufzusuchen, erhält auf Antrag einen Eintragungsschein. Auf dem Eintragungsschein ist an Eides statt zu ver-sichern, dass diese Voraussetzungen für die Erteilung vorliegen. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurchbewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimm-ten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzu-nehmen. Der Eintragungsschein ist bei der Eintragung abzugeben. Eintragungsscheine können schriftlich odermündlich (nicht telefonisch) bei der Stadt beantragt werden. Die Eintragung kann nicht brieflich erklärt werden.
5. Personen, die sich eintragen wollen, müssen ihren Personalausweis, ausländische Unionsbürgerinnen/Unions-bürger ihren Identitätsausweis, oder ihren Reisepass vorlegen.

07.03.2022
gez.
Dr. Christian Moser, Oberbürgermeister

1) Die Stadt hat nach Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GLKrWG zu entscheiden, ob sie Unterstützungslisten bereits am Tag der Einreichung eines Wahlvorschlagsauslegt.
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Bekanntmachung
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) und der Bayerischen Bauordnung (BayBO);Nachbarbeteiligung durch öffentliche Bekanntmachung der Baugenehmigung gemäß Art.66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. Bauordnung (BayBO);Befristete Errichtung einer Containeranlage (Büros / Umkleiden) für eine Einsatzhundert-schaft der Bundespolizei in Deggendorf, Ulrichsberger Straße 1, 3, 5, 7, 9, 11 und 13, auf demGrundstück Fl. Nr. 912 der Gemarkung Deggendorf;Baugenehmigungsbescheid der Stadt Deggendorf vom 28.02.2022 – SG 40 / Sm-he(Bauplan-Nr.: B-2021-210)

1. Mit Bescheid der Stadt Deggendorf vom 28.02.2022 – SG 40 / Sm-he (Bauplan-Nr.: B-2021-210) wurde die bauaufsichtliche Genehmigung für die Befristete Errichtung einerContaineranlage (Büros / Umkleiden) für eine Einsatzhundertschaft der Bundespolizei inDeggendorf, Ulrichsberger Straße 1, 3, 5, 7, 9, 11 und 13, auf dem Grundstück Fl. Nr. 912der Gemarkung Deggendorf erteilt.
2. Die Baugenehmigung enthält als Nebenbestimmungen Auflagen und Bedingungen, dieunter Ziffer II. des genannten Bescheides festgesetzt sind.
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3. Es sind mehr als 20 Nachbarn im gleichen Interesse beteiligt, weshalb gemäß Art. 66Abs. 2 Satz 4 BayBO die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt derStadt Deggendorf ersetzt wurde.
4. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung, das ist der 09.03.2022, als bewirkt(Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO).
5. Alle Beteiligten gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 BayBO können bei der StadtDeggendorf, Franz-Josef-Strauß-Straße 3, 94469 Deggendorf, Sachgebiet 40 / Bauver-waltung Zimmer 225 (Tel. 0991/2960-405) bis zum Ablauf der Klagefrist, das ist der09.04.2022, während der allgemeinen Öffnungszeiten den Genehmigungsbescheid sowiedie Planunterlagen einsehen.

Die Öffnungszeiten sind:Montag bis Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 UhrMontag, Dienstag und Donnerstag zusätzlich 13:00 Uhr bis 16:00 UhrMittwoch Nachmittag nur nach Vereinbarung
Rechtsbehelfsbelehrung:Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhobenwerden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, Postfachanschrift: Postfach110165, 93014 Regensburg; Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, schriftlich, zurNiederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch ineiner für den Schriftformersatz zugelassenen Form.
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Stadt Deggendorf) und den Gegenstand desKlagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründungdienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll inUrschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollenAbschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltetkeine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung vonRechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungs-gerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).
 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge derKlageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.
Deggendorf, 08.03.2022
gez.
Dr. Christian MoserOberbürgermeister
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Bekanntmachung
Vollzug der Wassergesetze;Gewässer I. Ordnung, Donau und Isar;Erste Anpassung des festgesetzten Überschwemmungsgebiets der Donau und Isar imBereich der Polder Steinkirchen und Natternberg-Fischerdorf durch Erlass einerVeränderungsordnung des Landratsamtes Deggendorf vom 22.02.2022

Das Überschwemmungsgebiet der Donau und Isar wurde mit Verordnung des LandratsamtesDeggendorf vom 22.02.2022 geändert. Die Änderungsverordnung wurde im Amtsblatt desLandkreises Deggendorf Nr. 11 vom 23.02.2022 bekanntgemacht und ist am 24.02.2022 in Kraftgetreten. Das Amtsblatt kann auch auf der Homepage des Landkreises Deggendorfwww.landkreis-deggendorf.de/aktuelles/amtsblatt/ eingesehen werden.
Die Verordnung vom 22.02.2022 mit den dazugehörigen Unterlagen und Plänen liegt währendder Dienststunden auch bei der Stadt Deggendorf, Neues Rathaus, Franz-Josef-Strauß-Str. 3,Zimmer-Nr. 213, zur Einsicht aus.
Deggendorf, 08.03.2022
gez.
Dr. Christian MoserOberbürgermeister
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